Sitzungsvorlage Stadtrat 6ffentlich

am 21.06.2023

Vorlagen-Nr.: 3/065/2023

Berichterstatter: Vonhold, Gerhild

Betreff: Vorhabenbezogener Bebauungsplan "PV-Freianlage

Hammerbuck" - Abwagung zur Offentlichkeitsbeteilgung nach § 3
Abs. 2 BauGB und zur Beteiligung der Behdrden und sonstigen
Tréager offentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB sowie
Abwagungsbeschluss und Satzungsbeschluss

Sachverhaltsdarstellung:

Der Stadtrat der groRen Kreisstadt Dinkelsbihl hat in seiner Sitzung am 18.05.2022 den Grundsatzbe-
schluss zur Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ,,PV-Freiflichenanlage Hammerbuck”
(dazu parallel die 21. Anderung des Flichennutzungsplanes) beschlossen. In der Sitzung am 18.01.2023
wurde dann ein Beschluss fiir die Auslegung und die friihzeitige Offentlichkeits- und Behdrdenbeteiligung
gefasst.

Aufgrund der positiven Beurteilung des Stadtrates wurde das Planungsbiiro Godts (Kirchheim am Ries),
beauftragt, die fur das Verfahren notwendigen Unterlagen zu erstellen. Die Errichtung einer Photovoltaik-
Freiflachenanlage ist Gegenstand der Planung und damit des Bauleitplanverfahrens. Bauplanungsrechtli-
che Voraussetzung fiir die Genehmigung der Anlage ist ein vorhabenbezogener Bebauungsplan ,PV-
Freiflachenanlage Hammerbuck” der aus dem Flachennutzungsplan entwickelt ist. Damit dies der Fall ist,
wird im Parallelverfahren der Flichennutzungsplan gedndert (21. Anderung).

Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ,PV- Freiflichenanlage Hammerbuck”
umfasst die Flur-Nrn. 168, 169 und 170 der Gemarkung Sinbronn und hat eine GréRe von 6,6605 ha. Der
Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes deckt sich mit dem Bereich der parallel durch-
zufiihrenden 21. Flachennutzungsplananderung.

Der Stadtrat der Grol3en Kreisstadt Dinkelsbiihl hat am 18.01.2023 in 6ffentlicher Sitzung den Vorentwurf
zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan i.d.F. vom 18.01.2023 gebilligt und beschlossen, die friihzeitige
Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB sowie die vorgezogene Beteiligung der Behérden und
sonstigen Trager offentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 und auch die Beteiligung der Nachbargemeinden
(vgl. § 2 Abs. 2 BauGB) durchzufiihren. Die wahrend der Auslegungsfrist eingegangenen Stellungnahmen
wurden in der Sitzung des Stadtrates am 19.04.2023 abgewogen. Der Entwurf des vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes wurde gebilligt und es wurde beschlossen die Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3
Abs. 2 BauGB sowie die Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange nach § 4 Abs.
2 BauGB und die Beteiligung der Nachbargemeinden (vgl. § 2 Abs. 2 BauGB) durchzufiihren. Dies geschah
in der Zeit vom 09.05.2023 bis einschlieBlich 09.06.2023.

Wahrend der Auslegungsfrist wurden keine Einwendungen aus der Birgerschaft vorgetragen. Insgesamt
haben wahrend der Beteiligung 8 Behdrden bzw. Trager 6ffentlicher Belange Hinweise oder Anregungen
vorgebracht — siehe dazu Anlage 01, mit den Abwagungsvorschlagen jeweils in der rechten Spalte. Die
Anlage 01 ist Bestandteil des Stadtratsbeschlusses.

Nachdem sich im Rahmen der Abwagung mit Ausnahme der Aktualisierung der Verfahrensvermerke keine
Anderungen am vorhabenbezogenen Bebauungsplan ,,PV-Freiflichenanlage Hammerbuck“ mehr ergeben
haben, die eine erneute Beteiligung erfordern wirden, kann der Satzungsbeschluss gefasst werden.
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Auszug aus der Planzeichnung - (nicht maRstablich)
/) v

7 o 158
Y/ /4 o
7 ~
/7 // /
4{/
7
/
//
/)
V' 1
it s
| /
LK :
I\t L8 5%

172 17

\\
\
\\ \
N
X
5 S0
1\ \\\ g%sz
|
Il il
) ') /
// 1111
7! [
| /
4 175 ; /
/ 71777, vy ////// AE
Vil
176 17n/ 77 ¢

Anlagen:
AL - 01 — Abwagung der Stellungnahmen

AL — 02 — Vorschlag Wasserschutzgebietsverordnung als Anlage zur Stellungnahme des Landratsamtes
AL — 03 — Vorhabenbezogener Bebauungsplan — Planteil
AL — 04 — Vorhabenbezogener Bebauungsplan - Textliche Festsetzungen

Folgende Dokumente kdnnen auBerdem entweder im Stadtbauamt eingesehen bzw. von dort angefordert
werden:

e Begriindung

e Umweltbericht

e Relevanzprifung zum Umfang der artenschutzrechtlichen Untersuchungen und naturschutzfachliche
Angaben zur speziellen artenschutzrechtlichen Prifung (saP)

e Malnahmenblatt , Planexterne AusgleichsmaRnahmen — CEF MalRnahme*
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Haushaltsrechtliche Vermerke:
1. Die Gesamtausgaben der Malinahme/Vergabe betragen 0,00 €

2. Haushaltsmittel vorhanden: ja/nein 0,00 € bei HSt.:

3. Die uber-/aul3erplanméafige Ausgaben in Héhe von 0,00 € werden gedeckt durch:
- Einsparungen bei HSt.:
- Mehreinnahmen bei HSt.
- Veranschlagung im Nachtragshaushalt 20

Vorschlag zum Beschluss:

Abwagungsbeschluss

Der Stadtrat stimmt den formulierten Beschlussvorschlagen It. der Abwagungstabelle in der Anlage 01 als
Erklarung der Stadt gegenlber den Stellungnahmen der Behdrden und der sonstigen Trager 6ffentlicher
Belange im Rahmen der Abwagung zu. Der Stadtrat kommt unter Berlicksichtigung aller planungsrelevan-
ten Umstdnde zu dem Ergebnis, dass die bei der 6ffentlichen Auslegung gegeniiber dem Bebauungsplan-
entwurf vorgebrachten Einwendungen und Bedenken hinreichend gewiirdigt, sowie gegenseitig und un-
tereinander abgewogen wurden. Die schutzwiirdigen Interessen der Betroffenen wurden in einem gerech-
ten Ausgleich und in ein ausgewogenes Verhaltnis zu den Allgemeininteressen gebracht. Die It. der Anlage
01 beschriebenen Wiirdigungen sind die Antwort des Stadtrates auf die Hinweise, Bedenken, Anregungen
und Einwendungen der Behérden und sonstigen Triger 6ffentlicher Belange sowie der Offentlichkeit im
Rahmen der Beteiligung nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB und damit Bestandteil des vorliegenden
Beschlusses.

Die Verwaltung wird beauftragt in Zusammenarbeit mit dem Planungsbiiro Godts, die Beschlussergebnisse
den Biirgern, Behorden und sonstigen Tragern offentlicher Belange, die Einwande, Anregungen und Ein-
spriiche vorgebracht haben, mitzuteilen.

Satzungsbeschluss
Der Stadtrat beschlieRt den vorhabenbezogenen Bebauungsplan ,PV-Freiflaichenanlage Hammerbuck” in
der Fassung vom 19.04.2023, zuletzt gedndert am 21.06.2023 als Satzung gemal §10 Abs.1 BauGB.

Die Verwaltung wird beauftragt, den Satzungsbeschluss ortsiblich bekanntzumachen, sobald die im Paral-
lelverfahren durchgefiihrte 21. Anderung des Flichennutzungsplanes genehmigt wurde. Vorher sind der
Ausfertigungsvermerk sowie die Verfahrensvermerke auszufiillen und vom Oberblirgermeister zu unter-
schreiben.

Die Verwaltung wird weiterhin beauftragt, den Satzungsbeschluss bekanntzumachen, sobald die beantrag-
te Genehmigung vorliegt. Auf die Rechtsfolgen der §§ 44, 214 und 215 BauGB ist bei der Bekanntmachung
hinzuweisen.

Mit der Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan gemaR §10 Abs.3 Satz 4 BauGB in Kraft.

Seite 3von 3



	gremium
	Ostatus
	Datum
	Beratungsfolge
	FLD_VONAME
	OLE_LINK1
	OLE_LINK2
	Sachverhalt
	FAuswirkung
	Text23
	Text18
	Text19
	Text20
	Text21
	Text24
	Text25
	Beschlußvorschlag
	Beschluß

